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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hauser 


I. Allgemeiner Teil 

Der obige Gesetzentwurf wurde in der 101. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 11. Dezember 1963 
dem Rechtsausschuß überwiesen. Der Rechtsausschuß 
hat den Entwurf in seiner 122. Sitzung am 12. März 
1965 abschließend beraten. : 

Mit der Aufnahme des Schiffsverkehrs auf der ; 
großen Schiffahrtsstraße Mosel im Mai 1964 sind die i 
in den Artikeln 34 und 35 des am 27. Oktober 1956 ' 
Unterzeichneten Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland, der französischen Republik 
und dem Großherzogtuin Luxemburg über die Schiff- : 
barmachung der Mosel (BGBl. 11 S. 1838) behandel- j 
ten Verpflichtungen zur Errichtung von Moselschiff- 
fahrtsgerichten sowie zum Erlaß entsprechender Ver- 
fahrensbestimmungen in Moselschiffahrtssachen ein- 
zulösen. Die Errichtung der Moselschiffahrtsgerichte 
ist Aufgabe der betroffenen Länder Rheinland-Pfalz 
und Saarland; dagegen obliegt es dem Bundesgesetz- 
geber, die erforderlichen Verfahrensvorschriften zu 
schaffen. Dieser Auftrag wird mit der Vorlage erfüllt. 
Der Rechtsausschuß hat dem von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagenen Einbau der Verfahrensbestim- 
mungen in das Binnenschiffahrtsgesetz einhellig zu- 
gestimmt und ebenso die fast wörtliche Anlehnung 
an die entsprechenden besonderen Verfahrensvor- 
schriften für Rheinschiffahrtssachen gebilligt. 


II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nr. 1 

Der vorgeschlagenen neuen Überschrift des Bin- 
nenschiffahrtsgesetzes wurde einhellig zugestimmt. 

Zu Nr. 2 

Im Zusammenhang mit § 18 a der Vorlage, welche 
Bestimmung Bezug nimmt auf die Vorschriften des 
Ersten Abschnittes des ursprünglichen Gesetzes, 
wurde erörtert, ob eine gleichzeitige Novellierung 
des § 12 angezeigt erscheint. Hier Ist nämlich be- 
stimmt, daß bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten in 
Binnenschiffahrtssachen jeder bei einem Gericht im 
Geltungsbereich des Gesetzes zugelassene Rechtsan- 
I Walt die Vertretung vor den Schiffahrtsobergerichten 
1 übernehmen kann. 

Diese Erweiterung des Kreises der Postulations- 
fähigen steht aber nicht im Einklang mit den 
zwischenzeitlich statuierten Zulassungsgrundsätzen, 
wie sie in den §§ 18 ff. der Bundesrechtsanwaltsord- 
nung vom 1. August 1959 (BGBl. 1 S. 565) niederge- 
legt sind, insbesondere nicht mit dem Verbot der 
Simultanzulassung. 
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Da jedoch § 12 nicht allein in Rheinschiffahrts- 
sachen und künftig auch in Moselschiffahrtssachen, 
sondern in allen Binnenschiffahrtssachen schlechthin | 
gilt, erschien eine abschließende Stellungnahme des j 
Ausschusses zu dieser Frage bei Behandlung des 
vorliegenden Gesetzentwurfs nicht angebracht, um 
eine rasche Verabschiedung nicht aufzuhalten. Der 
Ausschuß behält sich aber vor, dieses Problem bei j 
geeigneter Gelegenheit erneut zu prüfen. 

I 

Im übrigen enthält Artikel 1 Nr. 2 mit den §§ 18 a | 
bis 18 e die neuen Verfahrensvorschriften. Mosel- j 
schiffahrtssachen werden danach als Unterart der 1 
Binnenschiffahrtssachen behandelt; die Bestimmun- ' 


gen entsprechen im wesentlichen wörtlich den §§ 14 
bis 18 des Gesetzes für die Rheinschiffahrtssachen. 

Zu Nr. 3 und 4 

Artikel 1 Nr. 3 enthält eine redaktionelle Ände- 
rung, Artikel 1 Nr. 4 eine besondere Bestimmung 
für die Erteilung vollstreckbarer Ausfertigungen von 
Entscheidungen außerdeutscher Moselschiffahrtsge- 
richte. 

Zu Artikeln 2 und 3 

Der Ausschuß schlägt vor, das Gesetz zum 1. Juli 
1965 in Kraft treten zu lassen. 


Bonn, den 17. März 1965 


Dr. Hauser 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1709 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 17. März 1965 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Wilhelmi 

Vorsitzender 


Dr. Hauser 

Berichterstatter 



